
Anliegerpflicht

ten, unabhängig von der Lage der Wohnung, soweit 
das unter Beachtung der Arbeitsschutzbestimmun­
gen möglich ist. Die Gefahr, daß die Ware während 
des Transports zufällig beschädigt wird oder verlo­
rengeht, trägt bis zum Leistungsort der Verkäufer, 
ebenso die Kosten für die A. Holt der Käufer solche 
Konsumgüter selbst ab, wird ihm ein Preisrabatt ge­
währt. Bei Möbeln umfaßt die Pflicht zur A. auch das 
Auf stellen derselben. Wurde dafür kein gesonderter 
Termin vereinbart, sind die Möbel bei der A. aufzu­
stellen. Das Aufstellen umfaßt alle Formen des Zu­
sammensetzens einschließlich der handwerklichen 
Leistungen (Justieren, Einsetzen der Einlegeböden 
und Scheiben, Anbringen der Beschläge usw.). 
Nicht dazu gehören das Befestigen von Hängemö­
beln, Installationsarbeiten (z.B. Anschluß eines 
Spülschrankes) sowie der Anschluß von Beleuch­
tungsteilen. Die Kosten des Aufstellens trägt eben­
falls der Handelsbetrieb. Montiert der Bürger die 
Möbel selbst, wird ihm ein Preisrabatt gewährt. 
Kann der Handelsbetrieb den für die A. vereinbar­
ten Termin nicht einhalten, hat er den Käufer unver­
züglich darüber zu informieren und mit ihm einen 
neuen zu vereinbaren. Verletzt der Betrieb die Infor­
mationspflicht und liefert er zu dem vereinbarten 
Termin nicht an, hat er dem Käufer den dadurch ent­
standenen materiellen / Schaden (z.B. Verdienst­
ausfall wegen unbezahlter Freistellung) zu ersetzen 
(§47 Abs. 2, §88 Abs. 3 und §§330ff. ZGB). Ver­
letzt der Käufer seine Pflicht zur ? Abnahme der 
Leistung, kommt er in /* Verzug und muß dem Han­
delsbetrieb die Kosten für den Rücktransport der 
Ware zum Lager und für deren erneute A. erstatten. 
Die Gefahr, daß die Ware auf dem Rücktransport 
oder bei der erneuten A. beschädigt wird oder verlo­
rengeht, trägt er ebenfalls selbst. Zu einer A. außer­
halb des Versorgungsbereichs ist der Handelsbetrieb 
nicht verpflichtet, jedoch kann sie mit dem Käufer 
vereinbart werden, der dann die Kosten für die A. ab 
Grenze des Versorgungsbereichs zu tragen hat. 
Macht der Käufer für Waren, die nach § 140 ZGB 
frei Haus zu liefern sind, / Garantieansprüche gel­
tend, hat der / Garantieverpflichtete den rekla­
mierten Gegenstand abzuholen und nach der / 
Nachbesserung zurückzuliefern. Entsprechendes gilt 
auch bei / Ersatzlieferung und / Preisrückzahlung.

Anliegerpflicht - Rechtspflicht der Eigentümer, 
Rechtsträger, Verwalter und Besitzer von Grund­
stücken (Anlieger), die an ihrem Grundstück gelege­
nen Straßen, Wege und Plätze in dem in den / 
Stadt- und Gemeindeordnungen festgelegten Um­
fang zu reinigen. Diese Pflicht umfaßt vor allem das 
Kehren, die Beseitigung von Schnee und Eis sowie 
das Abstumpfen der öffentlichen Straßen, Wege und 
Plätze bei Schnee und Eisglätte (Räum- und Streu­
pflicht), das Freihalten von Tagewassereinläufen, 
Hydranten und anderen Löschwasserentnahmestel­
len sowie das Entfernen von Unkraut (§§2, 8 der 
3. DVO zum Landeskulturgesetz - Sauberhaltung

der Städte und Gemeinden und Verwertung von 
Siedlungsabfällen - vom 14.7. 1970, GBl. II 1970 
Nr. 46 S. 339; Ber. GBL II1970 Nr. 63 S. 462). Inhalt 
und Umfang der A. werden von den Stadtverordne­
tenversammlungen und Gemeindevertretungen in 
den Stadt- und Gemeindeordnungen rechtlich be­
stimmt. Die A. basiert auf dem Bedürfnis der Bürger 
nach sauberen und gepflegten Städten und Gemein­
den. Deshalb werden Anlieger vielfach von Bürgern, 
/ Hausgemeinschaften, Arbeitskollektiven und an­
deren gesellschaftlichen Kräften auf der Grundlage 
von Verträgen und Vereinbarungen bei der Erfül­
lung der A. unterstützt. Die Verantwortlichkeit die­
ser Bürger und Kollektive oder von Mitarbeitern be­
steht allein gegenüber dem Anlieger auf Grund des 
abgeschlossenen Mitwirkungs- oder Arbeitsvertra­
ges (§§117, 331 ZGB). Der Anlieger kann nicht 
durch Vertrag mit befreiender Wirkung seine A. auf 
andere übertragen. Erleiden Dritte durch Verlet­
zung der übernommenen Pflichten bei der Erfüllung 
der A. / Schäden, ist stets der Anlieger zum / 
Schadenersatz verpflichtet {/ materielle Verant­
wortlichkeit). Nur wenn die Erfüllung von A. gegen 
Entgelt, insbesondere gewerbsmäßig, übernommen 
wurde, ist neben dem Anlieger auch der Dienstlei­
stende schadenersatzpflichtig (§82 Abs.3, §§279, 
342 ZGB). Ordnungswidrigkeitsrechtlich verant­
wortlich für die schuldhafte Schuld) Verletzung 
der A., insbesondere der Räum- und Streupflicht, 
sind gemäß § 16 Abs. 1 der 3. DVO zum Landeskul­
turgesetz die Anlieger sowie Mitarbeiter oder Bür­
ger, die von / juristischen Personen mit der Erfül­
lung der A. auf Grund eines Vertrages oder anderer 
Festlegungen beauftragt wurden (§ 9 Abs. 3 OWG).

Annahme an Kindes Statt - Begründung eines El- 
tern-Kind-Verhältnisses auf Antrag eines Bürgers 
durch staatliche Entscheidung. Mit der A. (Adop­
tion) werden zwischen einem erwachsenen Bürger 
oder einem Ehepaar und einem minderjährigen 
Kind die gleichen Rechtsbeziehungen begründet, 
wie sie zwischen Eltern und Kind {/ Erziehungs­
recht) bestehen (§66 FGB), d. h., das Kind erlangt 
die rechtliche Stellung eines leiblichen Kindes der 
bzw. des Annehmenden (§ 72 Abs. 1 FGB). Zugleich 
erlöschen alle Rechtsbeziehungen zu seinen leibli­
chen Verwandten aufsteigender Linie (§73 Abs. 1 
FGB), es sei denn, ein Bürger nimmt das Kind seines 
Ehegatten an Kindes Statt an. Wird in diesen Fällen 
die Ehe vor Eintritt der Volljährigkeit des Kindes be­
endet, kann das Organ der / Jugendhilfe auf Antrag 
des Annehmenden die A. durch Beschluß aufheben, 
wenn ein Eltern-Kind-Verhältnis tatsächlich nicht 
mehr besteht (§ 73 Abs. 2 FGB).
Mit der A. soll im Interesse des Kindes eine neue Fa­
milienbindung geschaffen werden. Sie setzt deshalb 
voraus, daß sich zwischen elternlosen oder familien­
gelösten Minderjährigen und erwachsenen Bürgern 
oder zwischen dem Kind und dem Ehegatten seines 
Vaters oder seiner Mutter bereits Beziehungen ent­
wickelt haben, wie sie für die Mitglieder einer natür­
lich gewachsenen Familie charakteristisch sind. 
Meist ist daher die A. die juristische Bestätigung
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